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Aktuelle Neuerungen aus der Steuergesetzgebung

Änderungen des Einkommensteuergesetzes durch das Steueränderungsgesetz 2007
Das Steueränderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 2006 wurde am 24. Juli 2006 im Bundesgesetzblatt (BGBl. I S. 1652) verkündet. Die Neuerungen sind überwiegend ab dem Veranlagungszeitraum 2007 anzuwenden (§ 52 Abs. 1 EStG); sie betreffen im Wesentlichen folgende Punkte:

1.    Entfernungspauschale
(§ 4 Abs. 5 Nr. 6 und Abs. 5a, § 6 Abs. 1 Nr. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 
Abs. 2 EStG)

Mit der Änderung wird das sog. Werkstorprinzip umgesetzt. D.h. Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte sind dem Grunde nach keine Werbungskosten, Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte sind keine Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 5a Satz 1; § 9 Abs. 2 Satz 1 EStG). 

Fernpendler können jedoch ab dem 21. Entfernungskilometer eine Entfernungspauschale von 0,30 € wie Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben abziehen.

Im Einzelnen ergeben sich folgende weitere Auswirkungen:

· Die Höchstgrenze von 4.500,- € (ausgenommen: Benutzung des eigenen / überlassenen Kfz) sowie die Sonderregelungen für behinderte Menschen gelten im Ergebnis unverändert. 

· Tatsächliche, die Entfernungspauschale übersteigende Kosten für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel können nicht mehr berücksichtigt werden. 

· Die Abgeltungswirkung der Entfernungspauschale umfasst nunmehr auch Unfallkosten. 

· Die Entfernungspauschale ist – wie bisher - auch künftig auf den Arbeitnehmer – Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nr. 1 a) EStG anzurechnen. 

· (Nur) Für die Anwendung der 1 % - Regelung im betrieblichen Bereich gelten Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte sowie Familienheimfahrten als betriebliche Fahrten (neuer Satz 3 in § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG). 

►   Anwendung: Ab Veranlagungszeitraum 2007

2.    Familienheimfahrten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2, § 4 Abs. 5 Nr. 6 und Abs. 5a EStG)

Ebenso wie Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte / Arbeitsstätte sind auch Familienheimfahrten keine Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten mehr. Die bisherigen Sätze 3 bis 6 in § 9 Abs. 1 Nr. 5 EStG wurden jedoch inhaltlich unverändert in § 9 Abs. 2 Sätze 7 bis 9 übernommen (Abzug wie Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben).

►   Anwendung: Ab Veranlagungszeitraum 2007

3.    Arbeitszimmer 

(§ 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG)

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind nur noch dann abzugsfähig, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruflichen und betrieblichen Betätigung bildet.

►   Anwendung: Ab Veranlagungszeitraum 2007

4.    Altersgrenzen für die Berücksichtigung von Kindern
a)     Berücksichtigung volljähriger Kinder 

(§ 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG)

Die Altersgrenze für die steuerliche Berücksichtigung von volljährigen Kindern wird allgemein vom 27. auf das 25. Lebensjahr abgesenkt.

►   Anwendung:
Nach der Übergangsregelung in § 52 Abs. 40 Satz 4 EStG sind Kinder, die im Veranlagungszeitraum 2006 das 25. oder 26. Lebensjahr vollendet haben (Geburtsjahrgänge 1980 und 1981), wie bisher noch bis vor Vollendung des 27. Lebensjahres zu berücksichtigten. Kinder, die im Veranlagungszeitraum 2006 das 24. Lebensjahr vollendet haben (Geburtsjahrgang 1982), können bis vor Vollendung des 26. Lebensjahres berücksichtigt werden.
Die Neuregelung wirkt sich somit erstmals für jüngere Kinder ab dem Geburtsjahrgang 1983 voll aus.

Eine weitere Übergangsregelung schützt Altersvorsorgeverträge mit einer Hinterbliebenenversorgung, die sich an den bisherigen Altersgrenzen orientiert (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 b), § 10a, § 82, § 93 Abs. 1 Satz 3 Buchst. b): Bei Verträgen, die bis zum 01.01.2007 abgeschlossen werden, können gem. § 52 Abs. 40 Sätze 7 und 8 EStG für die Hinterbliebenenversorgung die bisherigen Altersgrenzen zugrunde gelegt werden.

b)    Berücksichtigung behinderter Kinder 

(§ 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3, § 4f, § 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG)

Über die Vollendung des 25. Lebensjahres hinaus können behinderte Kinder künftig nur berücksichtigt werden, wenn die Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetreten ist.

►   Anwendung:

Gem. § 52 Abs. 40 Satz 5 EStG ist die Neuregelung erstmals für Kinder anzuwenden, die im Veranlagungszeitraum 2007 wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetretenen Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten. Insoweit müssen jedoch weder die Behinderung selbst noch die Vollendung des 25. Lebensjahres zeitlich in 2007 fallen. Ist die Behinderung vor dem 01.01.2007 und in der Zeit zwischen Vollendung des 25. und 27. Lebensjahres eingetreten, gilt die bisherige Altersgrenze. Kinder, die nach der bisherigen Rechtslage unter § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 EStG fallen, bleiben damit auch künftig berücksichtigungsfähig

Vergleichbare Anwendungsregelungen enthalten § 52 Abs. 12c zu § 4f EStG und § 52 Abs. 24 zu § 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG.

c)    Wehrdienst, Zivildienst, Tätigkeit als Entwicklungshelfer 

(§ 32 Abs. 5 EStG)

Die Berücksichtigungsfähigkeit volljähriger Kinder verlängert sich um die Zeit des Wehr- oder Zivildienstes bzw. der Tätigkeit als Entwicklungshelfer über das 25. (statt bisher 27.) Lebensjahr hinaus.

►   Anwendung:

Nach der Übergangsregelung in § 52 Abs. 40 Satz 6 EStG gilt für Kinder, die im Veranlagungszeitraum 2006 das 25., 26. oder 27. Lebensjahr vollendet haben (Geburtsjahrgänge 1979 bis 1981), die bisherige Regelung weiter. Bei Kindern, die im Veranlagungszeitraum 2006 das 24. Lebensjahr vollendet haben (Geburtsjahr 1982), verlängert sich die Berücksichtigung i.S.d. § 32 Abs. 5 EStG über das 26. Lebensjahr hinaus.

5.    Sparerfreibetrag 
(§ 20 Abs. 4 EStG)

Der Sparerfreibetrag wird von 1.370 / 2.740 auf 750 / 1.500 € abgesenkt. Unverändert bleibt dagegen der Werbungskosten – Pauschbetrag gem. § 9a Satz 1 Nr. 2 EStG von 51 / 102 €.

►   Anwendung: 

Ab Veranlagungszeitraum 2007.


Nach bisherigem Recht erteilte Freistellungsaufträge können gem. § 52 Abs. 55f EStG in Höhe von 56,37 % des Freistellungsbetrags weiter berücksichtigt werden.

6.    Anhebung des Spitzensteuersatzes („Reichensteuer“) 
(§ 32a EStG, § 32c EStG)

Für zu versteuernde Einkommen über 250.000 / 500.000 € erhöht sich der Spitzensteuersatz von 42 auf 45 % (§ 32a Abs. 1 Nr. 5 EStG).

Diese Erhöhung gilt im Ergebnis jedoch nicht, soweit das zu versteuernde Einkommen auf Gewinneinkünfte entfällt. Technisch wird dies durch den neu eingeführten § 32c EStG – Tarifbegrenzung bei Gewinneinkünften – erreicht. Danach ist ein Entlastungsbetrag von 3 % von der tariflichen Einkommensteuer abzuziehen. Bemessungsgrundlage für den Entlastungsbetrag ist der 250.000 / 500.000 € übersteigende Teil des z.v.E., soweit er auf Gewinneinkünfte entfällt (Maßstab: Verhältnis der Gewinneinkünfte zur Summe der Einkünfte).

►   Anwendung:

Ab Veranlagungszeitraum 2007.


§ 32c EStG gilt im Hinblick auf die für 2008 vorgesehene Unternehmensteuerreform jedoch nur für den Veranlagungszeitraum 2007 (vgl. § 52 Abs. 44 EStG).

7.    Beschränkte Steuerpflicht
a)    Verbrauchende Überlassung / Veräußerung von Rechten

(§ 49 Abs. 1 Nr. 2 f Satz 1, § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 EStG)

Durch die Änderung des § 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f) EStG soll sichergestellt werden, dass auch die sog. verbrauchende Überlassung von Rechten der beschränkten Steuerpflicht unterliegt. Dabei handelt es sich insbesondere um veranstaltungsbezogene Rechte wie z.B. das Recht, anlässlich einer Sportveranstaltung zu werben.

Die Veräußerung von Rechten i.S.d. § 49 Abs. 1 Nr. 2 f wird durch die Ergänzung des § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 EStG in die Abzugsregelung einbezogen. Dies entspricht der früheren Verwaltungsauffassung in R 227a Abs. 2 EStR 2001, welcher der BFH mit Urteil vom 16.05.2001 (BStBl 2003 Teil II, S. 641) widersprochen hatte.

►   Anwendung: Ab Veranlagungszeitraum 2007

b)    Bordpersonal von Luftfahrtzeugen im internationalen Verkehr 

(§ 49 Abs. 1 Nr. 4 e EStG)

Die Bundesrepublik hat das Besteuerungsrecht für Vergütungen des im Inland nicht ansässigen, im internationalen Verkehr eingesetzten Bordpersonals von Luftfahrtunternehmen mit Geschäftsleitung im Inland (vgl. Art. 15 Abs. 3 des OECD Musterabkommens). Dieses Besteuerungsrecht wird mit der Ergänzung des § 49 Abs. 1 Nr. 4 EStG ausgeübt.

►   Anwendung: Ab Veranlagungszeitraum 2007

8.    Umsetzung des EU – Zinsabkommens mit der Schweiz 
(§ 50g Abs. 6 EStG, § 50h EStG, § 26 Abs. 6 KStG)

Die Änderung der genannten Vorschriften dient der Umsetzung des EU - Zinsabkommens mit der Schweiz vom 26.10.2004 (ABl. EU Nr. L 385 S. 30) in nationales Recht.

►   Anwendung:

Die §§ 50g Abs. 6 und 50h EStG sind § 52 Abs. 59b Satz 2 EStG erstmals auf Zahlungen anzuwenden, die nach dem 30.06.2005 erfolgen. § 26 Abs. 6 KStG gilt gem. § 34c Abs. 11c Satz 2 KStG ab dem Veranlagungszeitraum 2005.

Die Umsetzung des Abkommens wurde bereits im Vorgriff auf die gesetzliche Regelung mit BMF – Schreiben vom 28.06.2005, IV B 1 – S 1316 – 42/05 (BStBl I, S. 858) angewiesen.

Fundstelle:
Aktuelle Informationen des 

Bayerischen Landesamtes für Steuern vom 27.07.2006
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